
Wie schätzen wir die Lage in den Justizorganen imtenen“ Persönlichkeit; bei der sich der Richter oder
Bezirk Gera ein?

Auch im Bezirk Gera wurden im Jahre 1945, wie 
überall in der damaligen sowjetischen Besatzungszone, 
die faschistischen Kräfte aus der Justiz entfernt. An 
ihre Stelle traten Arbeiter und Bauern, manche im 
Soforteinsatz, andere kamen von den Richterschulen 
und in den späteren Jahren von der Deutschen Aka­
demie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter 
Ulbricht“. Viele Richter und Staatsanwälte befinden 
sich im Fernstudium oder haben bereits ihr Examen 
gemacht. Es zeigt sich jedoch, daß die ernsten Mängel 
an der Akademie — Vernachlässigung des Grundlagen­
studiums und Ausrichtung auf ein formales Jura­
studium mit einem bürgerlich-akademischen Universi- 

- tätsbetrieb — auch Auswirkungen auf einen Teil der 
Richter und Staatsanwälte im Bezirk Gera gehabt 
haben.

Was zeigt sich in der Praxis?
1. In der Strafrechtsprechung gegen Spione, Agenten 

und andere Staatsfeinde sind die Urteile richtig und 
entsprechen der Gefährlichkeit der Verbrechen, die 
von diesen NATO-Söldlingen begangen wurden. Un­
genügend sind aber oftmals die Verhandlungen und 
die Urteilsbegründungen in diesen Strafsachen. Noch 
nicht immer sind die Staatsanwälte und Richter in der 
Lage, alle Zusammenhänge des Verbrechens gegen 
unseren Staat bzw. seine Organe so herauszuarbeiten, 
daß sie von allen Menschen verstanden werden und in 
ihnen ein tiefes Gefühl des Abscheus und des Hasses 
gegen die Täter und ihre Drahtzieher erzeugen.

2. Ernste Mängel gibt es aber bei der Behandlung 
jener Strafarten, die Verleumdungen von fortschritt­
lichen Bürgern, Beleidigungen staatlicher Organe usw. 
zürn Gegenstand haben. Hier zeigt sich, daß einige 
Staatsanwälte und Richter ausweichen und nicht ge­
nügend erkennen, daß der Klassenkampf auch innere 
Ursachen hat. Weil diese Tatsache nur ungenügend 
erkannt wird, werden die Täter in vielen Fällen nur 
wegen Beleidigung nach § 185 StGB angeklagt und ver­
urteilt.

3. Ähnliche Unklarheiten und Schwankungen gibt es 
auch in der Behandlung von Zivilsachen. Auch hier 
gibt es Erscheinungen, die nicht davon zeugen, daß das 
staatliche und genossenschaftliche Eigentum bevorzugt 
geschützt wird.

♦
Worauf beruhen die Unklarheiten und Schwan­

kungen?
i. Bei einer Reihe von Richtern und Staatsanwälten 

bestehen Unklarheiten über die'Grundfragen unserer 
Politik. Nicht wenige Justizfunktionäre sind stehen­
geblieben; sie erkennen völlig ungenügend, daß die 
zwei Staaten in Deutschland ständig aufeinander ein­
wirken und daß sich dies im Klassenkampf ausdrückt. 
Sie sehen nur völlig unzureichend, daß der Klassen­
kampf mit neuen Mitteln und Methoden geführt wird. 
Statt nun die neuen Methoden des Klassenkampfes zu 
studieren und in den Arbeitsplänen entsprechende 
Aufgaben zu stellen, legen die Staatsanwälte z. B: im 
Arbeitsplan fest, das taktische Verhalten der Volks­
polizei zu überprüfen, d. h., sie stellen nicht die Frage 
in den Vordergrund: Was liegt hinter einem Angriff 
auf einen Volkspolizisten?, sondern sie stellen die 
Frage, ob sich der Volkspolizist bei einem solchen 
Angriff taktisch richtig verhalten hat. Im Ergebnis 
entspricht diese Fragestellung aber der von Schirde- 
wan, der auch der Meinung war, man müsse mit 
Provokateuren diskutieren, statt sie hinter Schloß und 
Riegel zu bringen und unschädlich zu machen. Wie 
ist das zu erklären? Das kommt daher, daß sich einige 
Genossen zwar die Lehrsätze des Marxismus-Leninis­
mus angeeignet haben, aber nicht bis zu einer völligen 
inneren Verarbeitung vorgedrungen sind und deshalb 
nicht in der Lage sind, die Lehre schöpferisch in der 
täglichen Arbeit anzuwenden. Weil sie die marxistische 
Lehre nicht als Anleitung zum Handeln ansehen, 
führen manche Funktionäre zwar in ihrer politischen 
Arbeit in den Massenorganisationen die Beschlüsse 
und Hinweise der Partei richtig durch, nehmen aber 
in ihrer täglichen praktischen Arbeit eine andere 
Haltung ein. Das führt bei ihnen zu einer „gespal-

Staatsanwalt von dem Mitglied der Partei löst und 
gar nicht merkt, daß er damit auf hört, ein Justiz­
funktionär der Arbeiter-und-Bauern-Macht zu sein. 
Hier zeigt sich, daß die Genossen in den Fragen des 
Verhältnisses zur Partei nicht klar sind. Sie haben 
nicht begriffen, daß sie gegenüber der Partei eine 
große Verantwortung tragen, denn sie sind als Genos­
sen in ihre Funktionen eingesetzt worden und unter­
liegen als Mitglieder der Partei auch der Kontrolle 
durch die Partei, sie sind der Partei für alle ihre 
Handlungen verantwortlich.

Weil keine Klarheit über die Grundfragen der 
Politik der Partei vorhanden war, ließ auch die Arbeit 
der Bezirksstaatsanwaltschaft und des Bezirksgerichts 
zu wünschen übrig. Wenn auch in einer Reihe von 
Kreisgerichten und Kreisstaatsanwaltschaften eine 
gute Arbeit geleistet wird, so ist das nicht das Ver­
dienst der Bezirksstaatsanwaltschaft und des Bezirks­
gerichts. Auch in den Kreisen fehlen die Auseinander­
setzungen in den Parteiorganisationen der Justiz. Nach 
wie vor wird in der Mehrzahl der Parteiorganisationen 
nur allgemein über politische Fragen gesprochen, statt 
die Genossen zu befähigen, die Probleme der Recht­
sprechung bei der Umgestaltung, der gesellschaftlichen 
Verhältnisse richtig zu erkennen und gemäß den 
Gesetzmäßigkeiten des sozialistischen Aufbaus zu ent­
scheiden. Auch in den Grundorganisationen in den 
Kreisen zeigt sich, daß die Genossen vor Auseinander­
setzungen mit solchen Richtern und Staatsanwälten 
zurückweichen, die ihrer Aufgabe nicht gerecht wer­
den und sich zum Teil von der Linie der Partei ent­
fernt haben. So war z. B. die Parteiorganisation des 
Kreisgerichts und der Kreisstaatsanwaltschaft in 
Eisenberg gezwungen, sich mit dem revisionistischen 
Verhalten des Richters Adler auseinanderzusetzen und 
zu beschließen, daß Genosse Adler aus seiner Funktion 
abberufen werden solle.

2. Zu den weiteren Ursachen für die vorhandenen 
Mängel und Mißstände zählen auch noch nicht über­
wundene politische Schwankungen, revisionistische und 
dogmatische Auffassungen über die Grundfragen der 
Entwicklung. Offensichtlich begreifen nicht alle Ge­
nossen, daß die Justiz ein scharfes Schwert des Staates 
der Arbeiter-und-Bauern-Macht, der Diktatur des Pro­
letariats, ist, das dazu dient, die sozialistischen Errun­
genschaften zu schützen und dem Neuen zum Durch­
bruch zu verhelfen. Eine Reihe Genossen hat nicht 
begriffen, daß die sozialistische Demokratie Hand in 
Hand geht mit der Festigung der Diktatur des Pro­
letariats. Das führte in einer bestimmten Periode zu 
Aufweichungen und Tendenzen der Liberalisierung, 
die in manchen Köpfen noch nicht endgültig über­
wunden sind. Wenn aber in den Grundfragen keine 
Klarheit herrscht und die Genossen die Dialektik der 
Entwicklung nicht völlig begreifen, verstehen sie auch 
nur ungenügend die engen Zusammenhänge der ein­
zelnen Erscheinungen mit dem Klassenkampf. Wer 
aber nicht begreifen will, daß die zwei in Deutschland 
existierenden Staaten - wovon Westdeutschland der 
aggressiven NATO angehört — täglich aufeinander 
einwirken, der kann auch die komplizierter werdenden 
Methoden und Formen des Klassenkampfes nicht er­
kennen. Wer das alles nicht sieht, der wird auch nur 
die eine Seite der Volksdemokratie sehen: die demo­
kratischen Rechte; er wird aber nicht oder nur un­
genügend erkennen, daß die Errungenschaften des 
Volkes mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln 
geschützt werden müssen. Die Mittel der Justiz ge­
hören aber zu den entscheidendsten Machtmitteln des 
Staates. In dieser Frage muß bei den Richtern und 
Staatsanwälten restlose Klarheit herrschen, denn sie 
sind es, die täglich zu entscheiden haben, wo die 
Grenzen der Freiheit liegen. Sie liegen dort, wo eine 
Handlung der NATO und den westlichen Revanchisten 
nützt oder wo sie gegen die Gesetze der Republik 
verstößt.

Damit diese Frage besser verstanden wird, soll sie 
an einem Beispiel klargemacht werden. Die Staats­
anwälte und Richter wissen, daß die Partei zur Offen­
sive in der Veränderung der gesellschaftlichen Struktur 
der Landwirtschaft übergegangen ist. Sind sich aber
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